
Bundessozielgericht
AZ:). ...9- ‚13.135.5121

Verkündet am
18. August_4972

Amtsinspektor '
Schriftführer

I m N a m e n d e 3 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

.....0.0.09000.0.00......COOOIIOOOIOOOO.IO OOOOO ..000

Kläger, Revisionskläger und

- Revisionsbeklegter,y
Prozeßbevollmächtigte:‚..{.„„.‚...........°..°°°°.°°

g e g e n
oo-no.noonnonooocouunon...oo.aooao.ouvocoounoooeocooo

Beklagte, Revisionsbeklagte
und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:o....o'ooooonooocoo°oeoocoooec

.lgl entooßbovoooo.ocovcocoonootoouuoooeotooouooto

Revisionskläger°

Der 6° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 48„ August 4972 durch

Senatspräsident Dr° L a n g k e i t
—Vorsitzender—,

Bundesrichter S p i e l'm e y e r,
Bundesrichter Dr° H e i n z e ‚
Bundessozialrichter Dr„‚ D e g e n h a r d und

Bundessozialrichter Dr° D e p p e

für Recht erkannt:

Die Revisionen des Klägers, der Beklagten und

des Beigeladenen gegen das Urteil des Schleswig—

Holsteinischen Landessozialgerichts vom 18° Dezember

4970 werden zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten dieses
Rechtszuges zu erstatten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger ist praktischer Arzt in Heide/Holstein, zu den
RVO— und Ersatz—Kassen zugelassen und Mitglied der be—

klagten Kassenärztlichen Vereinigung (KÄV)° Mit Schreiben

vom 50° August 4967, gerichtet an die Prüfungskommission

der Beklagten, hatte der 0rtsausschuß Heide der Bei—

geladenen gemäß 5 46 Nr, 4 des Arzt—Ersetzkassenvertrages

vom 20° Juli 4965 (EKV) beantragt, die Verordnungsweise

des Klägers in acht Behandlungsfällen des ersten Quartals

4967 zu prüfen° Mit Bescheid vom 6° Februar 4968 wurde

von der Beklagten eine Schadensersatzverpflichtung des

Klägers in Höhe von DM 757,80 festgestellt°

Der WiderspruCh des Klägers wurde von der Beschwerde—
kommission der Beklagten zurückgewiesen; die Klage beim

Sozialgericht (SG) blieb erfolglos° Das SG Kiel führte

u„a„ in seinem Urteil vom 46° April 4969 aus, daß es der

Einschaltung eines Gutachters nicht bedürfe, da die

erkennende Kammer mit zwei Ärzten als Sozialrichtern,

darunter einem Facharzt für innere Medizin, besetzt sei°

Der Kläger hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegte '

Mit Schreiben vom
2; Februar 4968 hatte der Ortsausschuß

des Beigeladenen ferner beantragt, die Verordnungsweise

des Klägers für das dritte Quartal 4967 zu überprüfen°

Im Bescheid vom 20" Juli 4968 stellte die Beklagte eine

weitere Schadensersatzverpflichtung des Klägers in Höhe

von DM 2„208‚24 fest: Wegen unwirtschaftlicher Verordnungs»

weise müsse der Kläger DM 547,54 ersetzen‚ Außerdem habe

der Kläger Rezepte zu Lasten der Hamburg—Münchener—Ersatz»

kasse in Höhe von DM 4.660,70 für die Patienten Johann,

Charlotte und Almut C° ausgestellt, obwohl ein Kranken—
schein nicht vorgelegen habe°

Der Widerspruch des Klägers blieb erfolglos (Bescheid der

Beschwerdekommission der Beklagten vom 27° Wei 4969)° „,;
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Mit Urteil vom 47„ Dezember 4969 hat das SG die Klage ab—

gewieseno Auch gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung

eingelegt°

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufungen des Klägers
betreffend die Schadensersatzfeststellungen für das erste

und dritte Vierteljahr 4967 zur gemeinsamen Verhandlung und

Entscheidung verbunden und eine gutachtliche Äußerung von

dem Frcharzt für innere Medizin und Oberregierungsmedizinalrat

Dr.Dr‚ @H'öhorstjyom48.‚Dezember4970eingeholt Mit Urteil
»vom gleichen Tage wies es die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des SG von 46° April 4969 zurück° Auf die Berufung

des Klägers wurde unter Zurückweisung der Berufung im übrigen

das Urteil des SG vom 47° Dezember 4969 dahin geändert,

daß unter Abänderung der Bescheide der Prüfungskommission

vom_20° Juli 4968 und der Beschwerdekommission von 27° Mail

4969 der Schadensersatzanspruch für das dritte Vierteljahr
4967 auf DM 547,54 festgestellt und die Klage im übrigen ab—

'gewiesen wurde; die Revision wurde zugelassen°

Zur Begründung des Urteils wurde ausgeführt, daß die gegen

den Kläger wegen unwirtschaftlicher Verordnungsweise festge—

setzten Arzneimittelregresse in Höhe von’rd° 757 DM (1/4967)

und rd° 547 DM (III/4967) rechtmäßig seien. Die von der Prüfung„—
kommission der Beklagten anhand der einzelnen Behandlungsfälle

durchgeführte Prüfung habe ergeben, daß die verordneten Medi—

kamente teils überflüSsig, teils kontraindiziert und teils

bei der gestellten Diagnose unverständlich gewesen seien° Auch

der vom LSG herangezogene Sachverständige Dr° Dr° Ho■pfé■éhabe
unter Heranziehung von Einzelbeispielen dargelegt, daß die

Verordnungen zum Teil kontraihdiziert gewesen seien" Außerdem

habe der Kläger anstatt Normalpackungen Anstaltspeckungen ver—

schrieben, so daß dem Patienten Medikamente_in einer Mengeaver—

abreicht worden seien, die im Rahmen eines Krankheitsfalles

gar nicht—hätte verbraucht werden können„ Eine weitere Beweise

aufnahme sei nicht erforderlich gewesen; auch 5 409 des Sozial»

gerichtsgesetzes (SGG) sei im vorliegenden Fall nicht anwendbar"
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Hingegen hat das LSG den Schadensersatzanspruch_in Höhe von
'DM* 4„660,70 wegen der für die Familie C° ausgestellten

Rezepturen für unbegründet erachtet;

Der EKV enthalte keine Vorschrift, die es dem Vertregsarzt

verbiete, Rezepte zu Lasten der Ersatzkasse auszustellen,

falls sich der Versicherte als Privatpatient behandeln

lassen wolle° Ein solches Verbot sei auch nicht aus @ 8

Nr° 44 EKV zu entnehmen, wonach der Vertragsarzt berechtigt

sei, die Verordnung auf Privatrezept ohne Angabe der Kessenm

zugehörigkeit mit dem Vermerk "mangels Krankenscheins" aus—

zustellen° Diese Vorschrift räume dem Vertragsarzt ausdrück—

lich nur eine Berechtigung zur Ausstellung eines Privat-

rezepts ein; sie begründe jedoch keine Verpflichtung, ein

Privatrezept auszustellen, wenn der Versicherte keinen

Krankenschein vorlege oder sogar ausdrücklich als Privat—

patient behandelt werden wolle° Auch die Wirtschaftlich—

‘keit der Verordnungsweise des Klägers hätte im vorliegenden

Falle nachgeprüft werden können‚ Im übrigen habe der Kläger

auch nicht schuldhaft gehandelto

In seiner ReVisionsbegründung rügt der Kläger die Ver—

letzung der 55 62, 405, 447 und 462 Abs° 4 Nr° 2 SGG° -

Durch die Ablehnung des Antrags des Klägers, eine Professoren—

kommissi0n mit der Erstellung eines Gutachtens zu beauf—

tragen, sei sein Anspruch auf Gewährung rechtlichen Gehörs

i°S° des 5 62 SGGverletzt worden° Er hat beantragt,

das Urteil des LSG in dem ihn beschwerenden Umfang

zu ändern und die Urteile des SG vom 46° April 4969'
und vom 47° Dezember 4969 sowie die Bescheide der

Prüfungskommission vom 46° Februar 4968 und 20° Juli

4968 in der Fassung der Bescheide der Beschwerde—

kommissionvom24‚ Juli 4968und 27, Mei 4969in
vollem Umfangs aufzuheben, \
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hilfsweise, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

des LSG den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an dieses zurückzuverweisen°

Die Beklagte hat beantragt,

das angefochtene Urteil des LSG zu ändern und

die Berufung des Klägers in vollem Umfange zurück;

weisen sowie die Revision des Klägers zurückzu—l

weisen° '
’

Der Beigeladene stellte sinngemäß den gleichen Antrag wie

die Beklagte°

Die Beklagte und der Beigeladene sind der Auffassung, das

LSG habe zu Unrecht den Schadensersatzanspruch in Höhe von
DM 4.660,70 für unbegründet erachtet, der dadurch entstanden

sei, daß der Kläger dem privatärztlich behandelten Patienten
C. und seinen Angehörigen zu Lasten der Hamburg-Münchener—

Ersatzkasse Rezepte ausgestellt habe° Ärztliche Behandlung

und Versorgung mit Arznei könnten nur Gegenstand eines ein—

heitlichen Anspruchs des Versicherten gegen die Ersatzkasse

sein, wie aus $ 482 Abs° 4 Nr° 4 der Reichsversicherungsordnung

(EVO) folge, wonach zu dem Anspruch des Versicherten auf

'Krankenpflege uoa° ärztliche Behandlung und Versorgung mit

Arznei gehöreo‚Außerdem sei eine Wirtschaftlichkeitsprüfung ohne
Vorlage eines Behandlungsausweises_undurchführbaro Die Arznei—

mittelversorgung stehe mit der persönlichen ärztlichen Tätigkeit

des Arztes in einem engen und untrennbaren Zusammenhang°
Auf ein schuldhaftes Verhalten des Klägers könne es nieht an—

kommen„ Da der Arzneiregreß als Entschädigung eigener Art

anzusehen sei, dürften die für zivilrechtliche Schadenser—

satzansprüche geltenden Grundsätze nicht in Betracht kommen°

II

Die Revisionen aller Beteiligten sind unbegründet„]
>Die Festsetzung der Schadensersatzverpflichtungen des Klägers

in dem vom LSG begrenzten Umfange besteht zu Recht°
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Die Rüge des Klägers, die Grundsätze der Gewährung recht—

lichen Gehörs (@ 62 SGG) seien verletzt und der Sach—
verhalt nur mangelhaft aufgeklärt worden (5 403 SGG)‚ist

unbegründet° Der Kläger ist in den eingehenden und sorg—

fältig begründeten Bescheiden der Prüfungskommission der

Beklagten vom 6° Februar 4968 und vom 20° Juli 4968 unter

genauer Darlegung der einzelnen Behandlungsfälle, mit Be—

nennung der Medikamente und deren Mengenangaben sowie

der Fundstellen der einschlägigen Fachliteratur darüber

unterrichtet worden, aus welchem Grunde die einzelnen Rezepte

beanstandet werden° Der Kläger hat gegen diese Feststellungen

weder in den Verfahren vor den Prüfungsorganen der Be—

klagten noch in den Verfahren vor dem SG und dem LSG sach—

liche Einwendungen erhoben° In einem der beiden Vorverfahren—

‚hatte er über die Erhebung des Widerspruchs hinaus ledig—

lich die Anhörung eines bestimmten Gutachters (Prof° Heil—

meyer, Ulm) beantragt, ohne darzulegen, welche Punkte der Bee
scheide der Prüfungskommission — und gegebenenfalls aus

‚welchen Gründen —einer gutachtlichen Würdigung bedurft hätten°

Auch von der ihm ausdrücklich eingeräumten Möglichkeit,

die persönliche Anhörung
vor der Beschwerdekommission zu

beantragen, hat der Kläger keinen Gebrauch gemacht„ Er hat
'— trotz seiner 0bliegenheit, an der Aufklärung des den Prüfun'l

instanzen unterbreiteten Sachverhalts mitzuwirken (vgl° BSG

44, 402, 445) — nicht die Gelegenheit genutzt, seine Ein—

wände gegen die konkreten Feststellungen der Prüfe_‘“
_

organe der Beklagten — sei es schriftlich, sei es in den

mündlichen Verhandlungen vor dem SG und dem LSG — substantiiert

darzulegen° Bei dieser Sachlage kann weder die Rede davon

sein, daß ihm das rechtliche Gehör (@ 62 SGG) versagt worden
ist, noch davon, daß das LSG gegen seine Aufklärungspflicht
(@ 405 SGG) verstoßen hat" Insbesondere brauchte sich das LSG

angesichts der Fülle der übereinstimmenden Beweisgrundlegen
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zu den einzelnen Unwirtschaftlichkeitsverstößen — der
Feststellungen zweier mit sachkundigen, erfahrenen Prüf—

ärzten besetzten Kommissionen und eines Sachverständigen—

gutachtens - sowie seiner eigenen durch die ehrenamtlichen

Beisitzer (Ärzte) vermittelten Sachkunde nicht veranlaßt

zu sehen, weitere Sachverständigengutachten einzuholen°

Daß der Kläger nicht zu dem in % 4O9Abs° 4 Satz 4 SGG
genannten Personenkreis mit dem Anspruch auf gutechtliche

Anhörung eines bestimmten Arztes gehört, hat das LSG zu—
treffend dargetan„

Zeldsaiärxisiersr‚9s5!2@£dsstsnzynnnsns_£téseéaéensee
Bei der Frage, ob der Kläger dem von ihm privatärztlich>“-

behandelten Ersatzkassenmitglied C° und dessen Familien—

angehörigen ohne Vorlage eines Krankenscheins Medikamente

auf Kassenrezepten verordnen durfte, ist das LSG zutreffend

davon ausgegangen, daß die Ansprüche des Versicherten

auf ärztliche Behandlung und auf Versorgung mit Arznei nicht

voneinander abhängig sind und selbständig geltend gemacht

werden können° Wenn 5 482 Abs() 4 Nr° 4 BVG im Rahmen eines
Leistungskatalogs die Krankenpflege näher dahin er—
läutert, daß sie u°a° ärztliche Behandlung und Versorgung

mit Arznei umfasse, so ist damit nur rechtssystematisch die

AZugehörigkeit der genannten Leistungen zu einem gemein—

samen Oberbegriff ("Krankenpflege“) festgelegt° Über die
Art und Weise, wie die Anspruchsberechtigungen ausgeübt

werden können„ist damitänichts ausgesagt°

Zu Unrecht beruft sich die Beklagte in diesem Zusammen—

hang darauf, daß der 5, Senat des BSG (Urteil vom 54, Juli

4965 — 5 RK 92/59 — in BSG 19, 270, 274) ärztliche Be—
handlung und Versorgung mit Arznei als "unselbständige Teil—
leistungén" bezeichnet hat° Wie der Gedankengang, in dem

diese Wendung steht, klar erkennen läßt —‚es ging für die

Frage der Zulässigkeit der Berufung darum, ob der Rechts—

streit einen Anspruch auf wiederkehrende Leistungen für

einen Zeitraum von mehr als drei2ehn Wochen LS° des
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5 444 Abs° 4 Nr„ 2 SGGbetrifft -, ist das BSGmit dem
Hinweis auf die Unselbständigkéit der Teilleistungen nur
der irrigen Auffassung entgegengetreten, daß im Rahmen

einer Behandlung, bei der von vornherein zu erwarten sei,

daß sie sich auf einen längeren Zeitraum erstrecken werde,

die einzelnen Leistungen der Krankenpflege — wie auch der.

Krankenhauspflege (BSG 2, 455, 456) —jede für sich als
einmalige Leistungen anzusehen seien° Mit der Feststellung,

daß die im Rahmen eines Behandlungsfalls in zeitlicher

Aufeinanderfolge getätigten Verordnungen von Arzneien in

ihrer Zusammenfassung ein geschlos$enes Ganzes bildeten,

ist demnach nur die prozeßrechtliche Frage bejaht worden,
ob eine solche Versorgung mit Arznei eine wiederkehrende

Leistung im Sinne des 5 444 Abs° 4 Nr„ 2 SGGist;

Für die Sachfrage des vorliegenden Rechtsstreits findet

sich jedoch an anderer Stelle der genannten Entscheidung

eine richtungweisende Feststellung (BSG 49, 270, 274):

Die Ansprüche des Versicherten auf ärztliche Behandlung

und Versorgung mit Arznei hingen zwar nicht begriffsmäßig

zusammen (vgl° Reichsversicherungsamt in GE Nr° 5925, AM

4954, 7); die Versicherten hätten jedoch nur Anspruch dar»

auf, die Arznei in der vom Gesetz vorgeschriebenen Weise

als Sachleistung auf Kassenkosten zu beziehen° War hieraus

in der genannten Ehtsbhéidung*der“8chluß»zu ziehen,@daß

die Versorgung mit Arznei als Sachleistung nur im Rahmen

der kassenärztlichen Versorgung (5 568 Abs° 2 RVG), doh°

>
regelmäßig nur über einen zu dieser Versorgung zugelassee

nen Arzt beansprucht werden kann, so ist für den vor—
liegenden Rechtsstreit die Folgerung gerechtfertigt, daß

die Inanspruchnahme der Versorgung mit Arznei als Sach—

leistung bedingt, daß der Versicherte den Krankenschein

‚verlegt und der verordnende Arzt den Behandlungs— und

Leistungsnachweis in der üblichen Form erbringt° Diese

Rechtslage verdeutlicht @ 487 b Abs° 4 Satz 4 EVO in der
für den vorliegenden Rechtsstreit noch anwendbaren alten
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\ —9—Fassung ioVom° @ 507 Abs, 4 Satz 2 RVG, wonach der Versicherte

für die Krankenhilfe einen Krankenschein zu lösen hate Nur so

kann auch die Regelung in 5 8 Nr° 44 EKV verstanden werden, wonach

der Vertragsarzt mangels Vorlage eines Krankenscheins be—

rechtigt ist, die Verordnungen auf Privatrezept ohne Angaber

der Kassenzugehörigkeit mit dem Vermerk "mangels Krankenscheins"
auszustellen° Sie zeigt dem Vertragsarzt den allein möglichen

Weg, wie er bei der Ausstellung von Rezepten für einen Ver—

sicherten, der keinen Krankenschein verlegt, verfahren darf°

Wirddie Inanspruchnahme der Versorgung mit Arznei als Sache

leistung dergestalt beschränkt, so ist damit auch der Gefahr

begegnet‚daß die Überwachung der Wirtschaftlichkeit der ärztlichen

Verordnungsweise erschwert oder sogar unmöglich werden könnte

(vgl„ zu diesem bereits für die damalige Entscheidung wichtigen

Gesichtspunkt BSG 49, 270, 274)° Hat der Vertragsarzt im thmen

der Honorarabrechnung mit der KÄV auch in den Fällen, in denen

er privatärztlich behandelt, aber auf Kassenrezept verordnet

hat, Krankenschein und Leistungsnachweis mit den üblichen Ver“

merken vorzulegen, so sind die Prüforgane der KÄV uneingeschränkt

in der Lage, auf Prüfungsanträge hin die Wirtschaftlichkeit der
Verordnungsweise anhand der hierfür benötigten Unterlagen zu

überprüfen° Damit entfällt aber das einzige ernstlich aus der
Interessenlage der KÄV oder der beteiligten Ersatzkasse in

Betracht kommende Bedenken gegen eine Berechtigung des Versicherten,

trotz Inanspruchnahme eines Vertragsarztes als Privatarzt für

die ärztliche Behandlung die Versorgung mit Arznei als Sach—

leistung zu wählen°

Zu Unrecht hat somit das LSG den Kläger für berechtigt gehalten,

einem Versicherten ohne Vorlage eines Krankenscheins Arznei—

mittel auf Kassenrezept zu verordnen mit der Folge, daß die
Kosten der hierauf bezogenen Medikamente von der Ersatzkasse.

getragen werden° Der Kläger hat objektiv den EKV verletzt°

Diese Fe3tstellung genügt aber nicht, um den gegen den Kläger

insoweit festgesetzten Schadensersatz zu rechtfertigen, Wie der

—4ofJLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_qo_

Schadensersatz wegen unwirtschaftlicher Verordnungs—

weise (vgl° BSG 49, 425, 427) ist auch der Schadenser—
satz wegen unzulässiger Verordnungsweise eine "Ersatz—

leistung eigener Art", womit aber nur gesagt ist, daß

diese Ersatzleistung gegenüber den bekannten Schadenser—

satzgruppen des bürgerlichen Rechts (Vertragsverletzung,

unerlaubte Handlung) Besonderheiten aufweist wie die„daß

der Schadensersatz durch einen Dritten (KÄV) verwaltungs—
aktsmäßig festgestellt wird° Mit der Kennzeichnung einer

Ersatzleistung als "Schadensersatz", wie in 5 46 Nr° 5
'EKV geschehen, wird jedoch zum Ausdruck gebracht, daß diese
Verpflichtung jedenfalls das für Schadensersatzleistuhgen

typische Merkmal enthalten soll, nämlich Verschulden des

Leistungspflichtigen als VorauSsetzung des SchadensersatzN

anspruchs° Dement5prechend hebt @25 Abs° 2 des Bundes—

mantelvertrags (Ärzte), der die dem EKV entsprechende Rege»
lung für sonstige — nicht UnwirtSchaftlichkeitsverstöße
betreffende

— Schadensersatzfeststellungen im Kassenarzt—

recht enthält, bei der Zuweisung dieser Aufgabe an die
Prüfungseinrichtungen hervor, daß es sich dabei um "schuld“

hafte Verletzung kassenärztlicher Pflichten" handeln mußo

Dieser Auffassung. steht nicht entgegen, daß die gröbliche

Verletzung kassenärztlicher Pflichten, die die Entziehung

der Zulassung rechtfertigt (5 568a Abs° 6 BVD), kein in»
dividuelles Verschulden des Kassenarztsnim Sinne eines

vorwerfbaren Verhaltens voraussetzt (BSG, Urteil vom 28°

Februar 4965 — 6 RKa 44/64 — in SozR @ 568a RVG Nr, 24)°

Bei diesem Sachverhalt geht es um einen grundsätzlich vom
Verschulden unabhängigen Tatbestand, nämlich um die Frage,

ob die gröbliche Verletzung kassenärztlicher Pflichten die '

Eignung des Arztes für die kassenärztliche Versorgung be—

rührt° Insofern genügt die objektive Zerstörung der für
die Zusammenarbeit der Beteiligten unentbehrlichen Ver—

trauensgrundlage°
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Demnach wäre die Festsetzung des Schadensersatzes gegen

* den Kläger wegen seiner unzulässigen Verordnungsweise nur

dann rechtmäßig, wenn der Kläger schuldhaft gehandelt

hätte° Bei der Frage, ob sein Rechtsirrtum entschuldbar

war, muß berücksichtigt werden, daß es Sich um eine schwie—

rige Rechtsfrage handelt, die in der vor allem maßgeblichen

Rechtsgrundlage, dem EKV, nicht klar geregelt ist° Eine

höchstrichterliohe Rechtsprechung über die Möglichkeit der
Inanspruchnahme der Versorgung mit Arznei als Sachleistuhg

trotz privatärztlicher Behandlung lag bisher nicht vor°
Besonders zugunsten des Klägers ins Gewicht fallen muß

aber die Erwägung, daß das LSG das Verhalten des Klägers
für rechtmäßig erachtet hat° Der im Amtshaftungsrecht ent—

wickelte Grundsatz, einem Beamten könne im-allgemeinen eine

Handlung oder Unterlassung nicht als Verschulden angerech—

net werden, wenn sie ein — überwiegend mit Berufsrichtern

besetztes — Kollegialgericht für objektiv berechtigt ge—
halten hat (vgl° RGZ 406, 406, 440;‚464, 52, 443 BGHZ 27, 558,

545; BGH, Beschl° vom 24° September 4957 — III ZA 46/57 —
in NJW 4957, 4855, 4856), muß erst recht für einen — regel—
mäßig rechtsunkundigen — Vertragsarzt gelten° Diese ent—
lastende Wirkung hat die Entscheidung des Kollegialgerichts

auch dann, wenn sie erst in dem Prozeß, in dem der fragliche

Verstoß zur
Beurteilung steht, ergangen ist (BGH, Urteil

vom 25° November 4959 — III ZR 425/58 » in Lindenmaier—Möhring,

Nachschlagewerk des BGH,5 859 (Fg) BGE)° Demnach ist der Irrtum

des Klägers über die Zulässigkeit seiner Verordnungsweise gegen—

über der Familie C° entschuldbar° Zu Recht hat daher das

LSG den angefochtenen Regreßbescheid der Beklagten insoweit

aufgehoben,
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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